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Eine demokratische und pluralistische Partei lebt vom offenen Diskurs und vom solidarischen
Austausch von Argumenten. Als sozialistische Partei ist Die Linke ein Ort politischer
Auseinandersetzung – auch und gerade bei strittigen internationalen Fragen wie Israel/Palästina.
Diskussionen sind notwendig und zulässig, selbst wenn Beschlüsse bestehen. Von keinem
Mitglied darf verlangt werden, eine von Mehrheitspositionen abweichende Meinung zu
verschweigen. Auch Positionen, wie sie von Martha Chiara oder Ramsis Kilani vertreten werden,
müssen innerhalb der Partei diskutierbar sein – selbst wenn man sie politisch nicht teilt. Politische
Differenzen gehören in die offene Debatte, nicht vor Schiedsgerichte. Einschüchterung ersetzt
kein Argument. Wenn Genoss:innen Fehler machen und diese korrigieren, müssen wir das
begrüßen, statt nachzutreten. Ein linkes Verständnis von Internationalismus kennt keine
Doppelstandards. Die Linke lehnt Angriffskriege, kollektive Bestrafung, Terror gegen Zivilist*innen
und ethnische Vertreibung unabhängig davon ab, von wem sie ausgehen. Unsere Maßstäbe sind
universal. Solidarität gilt den Unterdrückten – nicht Regierungen oder nationalistischen Projekten.

Doppelstandards darf es auch in der innerparteilichen Diskussion nicht geben. Prominente
Genoss:innen haben nicht mehr Rechte, gegen Parteiprinzipien zu verstoßen, als einfache
Mitglieder. Pro-israelische Stimmen haben nicht mehr mehr Rechte als pro-palästinensische.
Wenn Gregor Gysi im Focus-Interview am 9. März die neuen migrantischen Linke-Mitglieder
beschuldigte, ein „falsches Israel-Bild“ in die Partei zu tragen, dann ethnisierte er damit die
innerparteiliche Debatte und leistete dem Narrativ vom „importierten Antisemitismus“ Vorschub.

Aus der Geschichte Deutschlands folgt für uns: Nie wieder Völkermord, nie wieder Antisemitismus
und das Recht auf Schutz und Asyl. Diese Verantwortung darf jedoch nicht dazu führen, politische
Debatten zu tabuisieren oder Kritik pauschal zu delegitimieren. Antisemitismus ist eine rote Linie
– politische Kontroversen sind es nicht.

Ein Parteiausschluss ist das schärfste Mittel innerparteilicher Auseinandersetzung und darf nur
ultima ratio sein. Vorher müssen politische Klärung, Diskussion und Vermittlung stehen.
Kontroverse Positionen oder zugespitzte Debatten stellen für sich genommen keinen



parteischädigenden Vorgang dar. Eine lebendige sozialistische Partei bewahrt ihre
Glaubwürdigkeit nicht durch Disziplinierung, sondern durch transparente, solidarische und
politische Auseinandersetzung.

Hexenjagd, wie es gerade von manchen pro-israelischen Mitgliedern gefördert wird, wäre für die
Partei tödlich. Wir dürfen das nicht aufkommen lassen. Der Kreisvorstand hat dafür Sorge zu
tragen, dass solche Entwicklungen in Mainz/Mainz-Bingen nicht einreißen.

Wir fordern daher den Kreisvorstand Mainz/Mainz-Bingen dazu auf, sich gegenüber dem
Landesverband Thüringen für die Rücknahme der Suspendierung von Martha Chiara Wüthrich
einzusetzen und stattdessen auf politische Klärung und innerparteiliche Vermittlung zu drängen.


